 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7500412/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch den Richter Mag. Dieter Frohlich Gber die Beschwerde
des ***Bf1*** ***Bf1-Adr*** vom 10. August 2024 gegen das Straferkenntnis des
Magistrates der Stadt Wien vom 26. Juli 2024, GZ. MA67/GZ/2024, betreffend
Verwaltungsiibertretung nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung, ABI. der Stadt
Wien Nr. 51/2005, idF. ABI. der Stadt Wien Nr. 20/2020 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener
Parkometergesetz 2006, LGBI. fir Wien Nr. 9/2006, in der Fassung LGBI. fiir Wien Nr. 71/2018,
nach Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung am 24. Oktober 2024 im Beisein des
Schriftfihrers SF, zu Recht:

I. GemaR § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG) wird der Beschwerde insoweit
Folge gegeben, als gemal § 45 Abs. 1 Z 4 VStG von der Verhangung einer Strafe abgesehen und
dem Beschwerdefiihrer unter Hinweis auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens eine

Ermahnung erteilt wird.

II. GemaR § 52 Abs. 8 VwWGVG hat der Beschwerdefiihrer keinen Beitrag zu den Kosten des
Beschwerdeverfahrens zu leisten.

lll. Eine Revision durch die beschwerdeflihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach
Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemald § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulassig.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die
belangte Behdrde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Verfahrensgang:

Das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behdrdlichen Kennzeichen 123 (A) wurde von einem
Kontrollorgan der Parkraumiiberwachung der Landespolizeidirektion Wien (DNr) am 15. April
2024 um 14:14 Uhr in 1020 Wien, LusthausstraBe nachst Baum 2048 zur Anzeige gebracht, da
ein glltiger Parkschein fehlte.
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Mangels (fristgerechter) Entrichtung der beim Fahrzeug hinterlassenen Organstrafverfligung
(BOM Nr. BOMNTr) iHv 36,00 Euro sowie der Anonymverfligung vom 8. Mai 2024, GZ.
MAG67/GZ/2024, iHv 48,00 Euro erlieB die Magistratsabteilung 67 am 12. Juni 2024 eine
Strafverfligung, GZ. MA67/GZ/2024.

Darin wurde dem Beschwerdefiihrer (im Folgenden mit Bf. bezeichnet) vorgeworfen, am

15. April 2024 um 14:14 Uhr das in Rede stehende Kraftfahrzeug in 1020 Wien, LusthausstraRRe
nachst Baum 2048, abgestellt zu haben, ohne fiir seine Kennzeichnung mit einem fir diesen
Beanstandungszeitpunkt gliltigen Parkschein gesorgt zu haben. Der Bf. habe demnach die
Parkometerabgabe fahrldssig verkirzt.

Wegen dieser Verwaltungsubertretung des § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung
iVm § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 wurde Uber den Bf. eine Geldstrafe in Héhe von
60 Euro verhangt bzw. im Falle der Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden
festgesetzt.

Der Bf. erhob mit Eingabe (E-Mail) vom 27. Juni 2024 fristgerecht Einspruch gegen diese
Strafverfiigung und brachte begriindend das Folgende vor: , 1) Die Strafverfiigung ist
unvollsténdig, da sie nicht erkennen ldsst, auf welcher Rechtsgrundlage Sie (félschlicherweise)
zum Schluss kommen, dass sich der Ort der Abstellung des Fahrzeuges in einer
geblihrenpflichtigen Kurzparkzone befinde

2) Die subjektiven Voraussetzungen einer Strafbarkeit sind nicht gegeben, da ein gewdéhnlicher
Verkehrsteilnehmer zum Schluss kommen muss, dass die ansonsten in grossen Teilen Wiens
geltenden Regelungen zur flichendeckenden Kurzparkzone an besagter Stelle nicht anwendbar
sind

Die Strafverfiigung ist daher ausser Kraft zu setzen.

Um schriftliche Empfangsbestétigung des Einspruchs wird gebeten. “

In der Folge erlieR die Magistratsabteilung 67 am 26. Juli 2024 das streitgegenstandliche
Straferkenntnis, GZ. MA67/GZ/2024, womit Uber den Bf. eine Geldstrafe von 60,00 Euro
verhangt bzw. eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden auferlegt wurde. Ferner wurde dem
Bf. gemaR § 64 Verwaltungsstrafgesetz 1991 (VStG) ein Betrag von 10,00 Euro als (Mindest-
)Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens auferlegt. Der insgesamt vom Bf. zu zahlende
Betrag wurde mit 70,00 Euro bestimmt.

In der Begriindung flihrte die belangte Behdrde nach Wiedergabe des Verwaltungsgeschehens
und unter Bezugnahme auf das Einspruchsvorbringen im Wesentlichen aus, unbestritten sei
geblieben, dass sich besagtes Fahrzeug zur Tatzeit am Tatort befunden habe und dort vom Bf.
abgestellt worden sei. Der Abstellort habe sich zum Tatzeitpunkt innerhalb eines
ordnungsgemal kundgemachten flachendeckenden Kurzparkzonenbereiches befunden,
welcher von Montag bis Freitag von 09:00 Uhr bis 22:00 Uhr giiltig sei. Dieser sei
ordnungsgemaR gekennzeichnet, wenn an allen Einfahrtsmoglichkeiten Verkehrszeichen
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,Kurzparkzone Anfang' (§ 52 lit. a Z. 13d StVO) und an allen Ausfahrtsstellen Verkehrszeichen
,Kurzparkzone Ende' (§ 52 lit. a Z. 13e StVO) angebracht seien. Bei der Einfahrt in den
gegenstdndlichen Bereich habe der Bf. bei einem Verkehrszeichen ,Kurzparkzone Anfang'
vorbeikommen miussen. Er hatte daher so lange davon ausgehen missen, dass er sich im
Kurzparkzonenbereich befunden habe, als er nicht ein Verkehrszeichen ,Kurzparkzone Ende'
passiert habe. Das Vorbringen des Bf., dass ein gewdhnlicher Verkehrsteilnehmer annehmen
hatte missen, dass die Regelungen zur flachendeckenden Kurzparkzone an der
gegenstandlichen Tatoértlichkeit nicht anwendbar seien, sei jedoch nicht geeignet ihn zu
entlasten. Die Unkenntnis einer Verwaltungsvorschrift entschuldige nur dann, wenn sie
erwiesenermalien unverschuldet sei, also dem Beanstandeten trotz Anwendung der nach
seinen Verhaltnissen erforderlichen Sorgfalt unbekannt geblieben sei. Es sei davon
auszugehen, dass sich jeder Lenker eines Fahrzeuges mit den fiir die Beniitzung von Straf3en
bedeutenden Vorschriften vertraut mache und nétigenfalls an kompetenter Stelle
Erkundigungen einziehen misse. Da der Bf. dieser Verpflichtung nicht nachgekommen sei, sei
gem. § 5 Abs. 2 VStG die Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht unverschuldet.

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, misse gem. § 5 Abs. 2 der Parkometerabgabeverordnung bei Beginn des Abstellens
die Parkometerabgabe entrichten.

Der Begriff "Abstellen" umfasse sowohl das Halten als auch das Parken von mehrspurigen
Fahrzeugen. Daher schlielRe auch das kurzfristige Abstellen eines Fahrzeuges die Abgabepflicht
bzw. Verpflichtung zur Entwertung (Aktivierung) eines (elektronischen) Parkscheines nicht aus.
Fiir hochstens flinfzehn Minuten dauernde Abstellungen sei ein kostenloser Flinfzehn-
Minuten-Parkschein zu entwerten (aktivieren). Dieser Verpflichtung sei der Bf. nicht
nachgekommen.

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmaRige Verhalten
ausnahmsweise erlaube bzw. welche die Strafbarkeit aufheben wiirde, liege im
gegenstandlichen Fall nicht vor.

Nach § 4 Abs. 1 des Parkometergesetzes 2006 genlige zur Strafbarkeit des dort umschriebenen
Verhaltens Fahrldssigkeit. Fahrlassig handle, wer die Sorgfalt auRer Acht lasse, zu der er nach
den Umstanden verpflichtet, nach seinen geistigen und korperlichen Verhaltnissen befahigt
und die ihm zuzumuten sei, und deshalb nicht erkenne, dass er einen Sachverhalt verwirklichen
kénne, der einem gesetzlichen Tatbild entspreche.

Der Akteninhalt sowie das Vorbringen des Bf. boten keinen Anhaltspunkt dafiir, dass er nach
seinen personlichen Verhaltnissen im gegenstandlichen Zeitpunkt nicht fahig gewesen ware,
die objektiv gebotene Sorgfalt einzuhalten, oder den von ihm verursachten Verkiirzungserfolg
vorauszusehen, oder dass lhnen rechtmaRiges Verhalten in der konkreten Situation
unzumutbar gewesen ware. Der Bf. habe daher durch die Verletzung der fir ihn bestehenden
und ihm auch zumutbaren Sorgfaltspflicht, somit fahrlassig, die Abgabe verkiirzt.

Somit seien sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen fir die
Strafbarkeit gegeben.
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Weiters enthalt das Straferkenntnis die malRgeblichen Bestimmungen fir die Strafbemessung
(§ 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, § 19 Verwaltungsstrafgesetz 1991), erldutere diese
naher und fiihre die fiir den vorliegenden Fall maRgeblichen Strafzumessungsgriinde an.

Der Bf. erhob mit E-Mail vom 10. August 2024 fristgerecht Beschwerde gegen das
Straferkenntnis vom 26. Juli 2024 und begriindete diese wie folgt:

,,1) Die Sachverhaltsdarstellung ist mangelhaft, da unvollstindig. Die Behérde stiitzt sich in
Unkenntnis der tatsdichlichen 6rtlichen Gegebenheiten einzig auf den gegenstéindlichen
Verwaltungsstrafakt und libersieht dabei wesentliche Elemente wie die baulichen
Gegebenheiten und die lokal angebrachte Beschilderung. Dariiber fehlt die vollsténdige Angabe
der Rechtsgrundlage zur tatsdchlichen Giiltigkeit der gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone am
angegebenen Ort.

2) Beweiswilirdigung ist mangelhaft, da die im Einspruch zur Strafverfiigung vom 12.06.2024
vorgebrachte Rechtfertigung weder ausreichend gepriift noch widerlegt wurde sowie das mit
den entsprechenden Ausflihrungen einhergehende mangelnde subjektive Verschulden nicht
gewilirdigt wurde. Die vorgebrachte Begriindung des Straferkenntnis ist zwar quantitativ
umfangreich, inhaltlich jedoch in grofsen Teilen fiir den vorliegenden Fall unerheblich.

Weitere Erléuterungen

e £s jst unbestritten, dass das Fahrzeug an besagtem Ort zur angegebenen Zeit abgestellt war.
Dariiber hinaus wird auch die ordnungsgemdfSe Beschilderung einer gebiihrenpflichtigen
Kurzparkzone an den Einfahrten nicht in Zweifel gezogen.

e Die einschldgige Beschilderung gilt grundsdtzlich fiir alle Strassen/Fahrbahnen innerhalb des
besagten Gebietes. Das Fahrzeug wurde jedoch - wie auf den beigefligten Fotos des
Verwaltungsstrafaktes sicher ersichtlich sein sollte - auf einem angrenzenden Parkplatz
abgestellt. Mangels Vorbringung einer detaillierteren Rechtsgrundlage, die die Giiltigkeit der
Kurzparkzone auf weitere Verkehrsflichen ausdehnt, ist das Abstellen von Fahrzeugen
auflerhalb der jeweiligen Fahrbahnbegrenzung daher nicht von der Gebiihrenpflicht erfasst.

Zur rechtlichen Unterscheidung von Fahrbahnen und Parkplétzen (und ggf. Parkstreifen) wird
u.a. auf § 22 BoMaVO verwiesen.

e Hinzu kommt, dass entsprechender Parkplatz an besagtem Ort auch durch lokale
Beschilderung (Hinweiszeichen nach § 53 1a StVO) kundgemacht wurde. Ungeachtet der Frage,
ob die gebiihrenpflichtige Kurzparkzone auf Parkpldtzen zur Anwendung kommt (oder nicht)
wurde dadurch jedenfalls eine Ausnahme (,lex specialis') geschaffen.

Analog begriindet z.B. das Anbringen des Vorschriftszeichens nach § 52 a 13 b. StVO fiir den
bezeichneten Ort auch ein allgemeines Halt- und Parkverbot, selbst wenn dieser in einer
ausgewiesenen Kurzparkzone liegt.

e Auf Basis der oben dargestellten Punkte kann daher eine Verwaltungstibertretung objektiv
nicht nachgewiesen werden.

e Dariiber hinaus ist auch die in der Begriindung dargelegte Interpretation der Behérde zur
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subjektiven Strafbarkeit falsch. Die im Einspruch vorgebrachte Rechtfertigung bezieht sich auf
die lokale Beschilderung, die de facto ein Verschulden des Lenkers ausschliefSt. Ein gewéhnlicher
Verkehrsteilnehmer darf darauf vertrauen, dass bei Anbringung des Verkehrszeichens
,Parkplatz' durch die Behdrde willentlich eine Ausnahme zur gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone
geschaffen wurde. Wdre dem nicht so, hdtte die besagte Verkehrsfldche nach § 52 a 13 d. StVO
beschildert werden miissen oder diese zumindest - um eine Irrefiihrung zu Vermeiden - nicht
weiter beschildert werden diirfen.

Antrége (Begehren)

Aus den obengenannten Griinden beantrage ich wie folgt:

1) Ersatzlose Aufhebung des Straferkenntnisses und Einstellung des Verfahrens.

2) In eventu, Durchfiihrung einer éffentlichen miindlichen Verhandlung.“

Die Magistratsabteilung 67 legte die Beschwerde samt Verwaltungsakt mit Vorlagebericht vom
14. August 2024 dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor.

Zur mindlichen Verhandlung vor dem Bundesfinanzgericht am 24. Oktober 2024 sind weder
der Bf. noch der Magistrat der Stadt Wien (als belangte Behorde) erschienen.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:
Sachverhalt:

Das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behdrdlichen Kennzeichen 123 (A) war am Montag,
dem 15. April 2024 um 14:14 Uhr in der gebihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1020 Wien,
Lusthausstralie nachst Baum 2048, abgestellt.

Der Bf. war der Lenker des auf ihn zugelassenen tatgegenstandlichen Kraftfahrzeuges.

Zum Beanstandungszeitpunkt (14:14 Uhr) befand sich im Fahrzeug kein gliltiger Parkschein und
es war auch kein elektronischer Parkschein aktiviert.

Fiir diesen Bereich galt eine ordnungsgemal} kundgemachte flachendeckende Kurzparkzone fir
die Zeit von Montag bis Freitag (werktags) von 09:00 bis 22:00 Uhr.

Der Abstellort des verfahrensgegenstandlichen Fahrzeuges befand sich somit in einer
gebilhrenpflichtigen Kurzparkzone, in der zum Beanstandungszeitpunkt am Montag, dem
15. April 2024 um 14:14 Uhr, Gebihrenpflicht bestand.

Der Abstellort, der Beanstandungszeitpunkt und die Tatsache, dass die geblihrenpflichtige
Kurzparkzone am Abstellort (Tatort) ordnungsgemal beschildert war, wurden vom Bf. nicht
bestritten.

Beweiswiirdigung:
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Die Beanstandung durch den Meldungsleger, das Datum und die Uhrzeit sowie der Ort der
Beanstandung sind aktenkundig.

Dass der Abstellort und der Beanstandungszeitpunkt nicht bestritten werden, ergibt sich
insbesondere aus dem Vorbringen des Bf.s in der gegenstadndlichen Beschwerde , es ist
unbestritten, dass das Fahrzeug an besagtem Ort zur angegebenen Zeit abgestellt war”.

Auch dass an den Einfahrten zum Abstellort (Tatort) unstrittig eine ordnungsgemalle
Beschilderung (gebiihrenpflichtige Kurzparkzone) angebracht war, ergibt sich aus dem
Vorbringen des Bf.s in der gegenstdndlichen Beschwerde ,dariiber hinaus wird auch die
ordnungsgemdifSe Beschilderung einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone an den Einfahrten

nicht in Zweifel gezogen”.

Fiir das Bundesfinanzgericht haben sich —in Wahrnehmung seiner amtswegigen
Ermittlungspflicht — keine Anhaltspunkte ergeben, an der Richtigkeit des festgestellten
Sachverhaltes zu zweifeln. Vor diesem Hintergrund durfte das Bundesfinanzgericht die obigen
Sachverhaltsfeststellungen in freier Beweiswirdigung gemal § 45 Abs. 2 AVG als erwiesen
annehmen.

Rechtsgrundlage und rechtliche Wiirdigung:

Nach § 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung ist fiir das Abstellen von mehrspurigen
Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO) eine Abgabe zu entrichten.

Nach § 5 Abs. 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung gilt die Abgabe mit der
ordnungsgemaRen Entwertung des Parkscheines (der Parkscheine) oder mit der Bestatigung
der Abstellanmeldung als entrichtet.

Nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung sind zur Entrichtung der Abgabe der
Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder
Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem Gebiet abstellt, flir das eine Abgabepflicht
besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten.
Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der angeordneten KontrollmaRnahmen mitzuwirken.

GemaR § 1 Kontrolleinrichtungenverordnung sind als Hilfsmittel zur Uberwachung der
Einhaltung der Vorschriften der Verordnung des Wiener Gemeinderates, mit der fir das
Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe
vorgeschrieben wird (Parkometerabgabeverordnung), Parkscheine nach dem Muster der
Anlagen oder elektronische Parkscheine zu verwenden.

Gemal § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen,
durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlassig verkiirzt wird, als Verwaltungsiibertretungen
mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu bestrafen.
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In Ansehung der obigen Sachverhaltsfeststellungen ist die objektive Tatseite der angelasteten
Verwaltungsiibertretung zweifelsfrei gegeben.

Der Bf. geht in seinem Beschwerdevorbringen davon aus, dass hinsichtlich der
gegenstdndlichen Abstellflache keine flachendeckende Kurzparkzone vorliege und er vermeint,
dass sich die Kundmachung der flachendeckenden Kurzpakzone nur auf ,alle
Strassen/Fahrbahnen innerhalb des besagten Gebietes” bezoge. Das Fahrzeug sei jedoch auf
einem angrenzenden Parkplatz abgestellt worden.

GemalR § 25 Abs. 1 StVO 1960 kann die Behorde durch Verordnung fir bestimmte Straflen oder
StraBenstrecken oder fur Stral3en innerhalb eines bestimmten Gebietes das Parken zeitlich
beschranken (Kurzparkzone), wenn und insoweit es zu bestimmten Zeiten aus ortsbedingten
Grinden (auch im Interesse der Wohnbevdlkerung) oder zur Erleichterung der Verkehrslage
erforderlich ist.

GemaR § 1 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 wird die Gemeinde Wien ermachtigt, durch
Verordnung fir das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen gemaR § 25
StralRenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960) die Entrichtung einer Abgabe vorzuschreiben.

GemaR § 1 Abs. 1 StVO 1960 gilt dieses Bundesgesetz fiir Strallen mit 6ffentlichem Verkehr. Als
solche gelten StralRen, die von jedermann unter den gleichen Bedingungen benlitzt werden
kénnen.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kann eine StraRe dann im Sinne der
genannten Bestimmung von jedermann unter den gleichen Bedingungen beniitzt werden,
wenn sie nach dem dulReren Anschein zur allgemeinen Benlitzung freisteht (vgl. VWGH
21.11.2014, 2013/02/0168).

Unter BenUltzung fiir jedermann unter den gleichen Bedingungen ist zu verstehen, dass
irgendeine denkbare Benlitzung im Rahmen des Fuligdanger- und Fahrzeugverkehres jedermann
offenstehen muss. Der Begriff der Benitzung unter den gleichen Bedingungen kann nicht so
ausgelegt werden, dass die Einschrankung der Benlitzungsart auf einen bestimmten
Personenkreis allein der StraRe den Charakter einer 6ffentlichen Verkehrsflache entzoge (vgl.
VWGH 23.03.1999, 98/02/0343). Es kann namlich aus dem einzigen Umstand, dass eine StralRe
nur von einer bestimmten Gruppe von Verkehrsteilnehmern benutzt werden darf, z.B. nur von
Anrainern (oder wie hier: nur von Parkplatzbeniitzern), nicht geschlossen werden, dass es sich
um eine Stralle ohne offentlichen Verkehr handelt (vgl. die standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes, etwa die Erkenntnisse VWGH 25.04.1990, 89/03/0192, VwGH
31.10.1990, 90/02/0123, VWGH 18.10.1999, 96/17/0349, jeweils mit weiteren Nachweisen).

Entgegen dem Beschwerdevorbringen ist daher die gegenstandliche Verkehrsflache sehr wohl
als dem o6ffentlichen Verkehr gewidmet anzusehen.
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Auch eine im Privateigentum stehende StralRe ist nur dann nicht als dem 6ffentlichen Verkehr
gewidmet anzusehen, wenn sie abgeschrankt ist oder ihre Benutzung unter Hinweis auf ihre
Eigenschaft als PrivatstraRe der Allgemeinheit ersichtlich verboten wird (zB VWGH 19.12.2006,
2006/02/0015).

Gegebenheiten an der Ortlichkeit 1020 Wien, LusthausstraRe nichst Baum 2048:

Quelle: Akt S 5.

An der hier in Rede stehenden Ortlichkeit gibt es weder eine Abschrankung noch einen
Anhaltspunkt dafiir, dass diese Flache nicht von jedermann unter den gleichen Bedingungen
benitzt werden kann. Somit kann die Flache von jedermann befahren (begangen) werden.

Da es bei einer Stralle mit 6ffentlichem Verkehr nicht auf die Eigentumsverhaltnisse am
StraBengrund ankommt und der Abstellort des verfahrensgegenstandlichen Fahrzeuges
unbestritten nicht abgeschrankt war, sowie im Rahmen des Verkehrs (FuRganger, Fahrrad, Kfz)
jedermann offen steht, muss davon ausgegangen werden, dass diese Verkehrsflache als StralRe
mit 6ffentlichem Verkehr im Sinne der StVO 1960 und somit als Bestandteil der
flachendeckenden Kurzparkzone des zweiten Wiener Gemeindebezirks zu betrachten war und
ist.

Zum Beschwerdevorbringen ,,analog begriindet z.B. das Anbringen des Vorschriftszeichens
nach § 52 a 13 b StVO fiir den bezeichneten Ort auch ein allgemeines Halt- und Parkverbot,
selbst wenn dieser in einer ausgewiesenen Kurzparkzone liegt” ist festzuhalten:

Ein gebihrenpflichtiges Abstellen liegt auch dann vor, wenn innerhalb einer
geblhrenpflichtigen Kurzparkzone ein Kraftfahrzeug an einer Stelle abgestellt wird, an welcher
nach anderen Bestimmungen das Parken oder das Halten und Parken verboten ist (vgl. VWGH
26. Februar 2003, 2002/17/0350, VWGH 17. Dezember 2020, Ro 2020/16/0009).
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GemaR § 53 Abs. 1 Z 1a StVO handelt es sich bei dem Verkehrszeichen "Parken" um ein
Hinweiszeichen, welches einen Parkplatz oder einen Parkstreifen kennzeichnet. Im unteren Teil
des Zeichens oder auf einer Zusatztafel kann eine besondere Art des Aufstellens der Fahrzeuge
flir das Parken (Schrag- oder Querparken) angegeben werden. Dieses Hinweiszeichen gemal}

§ 53 Abs. 1 Z 1a StVO "Parken" bringt kein Gebot oder Verbot zum Ausdruck, sondern weist auf
verkehrswichtige Umstdnde hin. Es trifft keine Aussage (iber die zulassige Parkdauer. Ihm ist
lediglich zu entnehmen, dass und gegebenenfalls wie an der durch ein solches Verkehrszeichen
gekennzeichneten Stelle ein Fahrzeug abgestellt werden darf. Aufschluss dariber, ob der
Parkplatz bzw. Parkstreifen innerhalb oder auRRerhalb einer gebihrenpflichtigen Kurzparkzone
liegt, geben ausschlieRlich die Vorschriftszeichen nach § 52 Z 13d und 13e StVO, nicht jedoch
Hinweiszeichen nach § 53 Abs. 1 Z 1a StVO (vgl. VWGH, 2006/17/0022, vom 30.06.2006).

Folglich hatte der Bf. einen Parkschein auszufiillen (oder elektronisch zu buchen) gehabt, was
er zweifellos verabsaumt hatte.

GemaR § 45 Abs. 1 Z 4 VStG hat die Behorde von der Einleitung oder Fortflihrung eines
Strafverfahrens abzusehen und die Einstellung zu verfiigen, wenn die Bedeutung des
strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitat seiner Beeintrachtigung durch die Tat
und das Verschulden des Beschuldigten gering sind.

Im vorliegenden Fall hat der Bf. die Ereignisse, die zur Verwirklichung des objektiven
Tatbestandes der Verkiirzung der Parkometerabgabe gefiihrt haben, schliissig und

nachvollziehbar dargelegt.

Anstatt die Einstellung zu verfiigen kann die Behérde gemaR § 45 Abs. 1 letzter Satz VStG dem
Beschuldigten im Falle des § 45 Abs. 1 Z 4 VStG unter Hinweis auf die Rechtswidrigkeit seines
Verhaltens mit Bescheid eine Ermahnung erteilen, wenn dies geboten erscheint, ihn von der
Begehung strafbarer Handlungen gleicher Art abzuhalten.

In den Gesetzesmaterialien zum Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ausfiihrungsgesetz 2013 (ErIRV
2009 BIgNR 24. GP, 19) wird erlautert, dass mit dem neu formulierten § 45 Abs. 1 VStG 1991
insbesondere die bisher in § 21 Abs. 1 VStG 1991 enthaltenen Bestimmungen an systematisch
richtiger Stelle zusammengefihrt werden sollen. § 45 Abs. 1 Z 4 VStG1991 und der neue
Schlusssatz dieses Absatzes entsprachen im Wesentlichen § 21 Abs. 1 VStG 1991 (alte Fassung).

Zu der zuletzt genannten Bestimmung besteht eine gesicherte Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes, sodass es keiner neuen Leitlinien hdchstgerichtlicher
Rechtsprechung bedarf (vgl. VWGH 05.05.2014, Ro 2014/03/0052).

Voraussetzung fiir die Anwendung des § 45 Abs. 1 letzter Satz VStG ist das kumulative
Vorliegen beider in dieser Gesetzesstelle genannten Kriterien, namlich ein geringfligiges
Verschulden und lediglich unbedeutende Folgen. Von geringem Verschulden im Sinne des § 21
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VStG ist nur dann zu sprechen, wenn das tatbildmalige Verhalten des Taters hinter dem in der
betreffenden Strafdrohung typisierten Unrechtsgehalt und Schuldgehalt erheblich zurlickbleibt
(vgl. VWGH 10.04.2013, 2011/08/0218, und die dort angefiihrte Judikatur und Literatur).

Obwohl dem Bf. ein Irrglaube unterlaufen ist hat er sich offenkundig bemiiht, sich
rechtskonform zu verhalten. Zwar hat er die ihm von der belangten Behorde zur Last gelegte
Verwaltungsubertretung objektiv begangen. Es ist im konkreten Fall jedoch zu beriicksichtigen,
dass der Bf. bestrebt war, das Fahrzeug (explizit) auf einem mit dem Verkehrszeichen "Parken"
gekennzeichneten Parkplatz abzustellen. Er hat das Fahrzeug in dem glaubhaften Rechtsirrtum
abgestellt, dass die flachendeckende Kurzparkzone durch dieses Hinweisschild unterbrochen
wirde und als Dauerparkplatz zur Verfligung gestellt wird. Dies ist jedoch nicht der Fall.

In der Regel weist das Hinweisschild ,Parkplatz“ gemals § 53 Z. 1a StVO 1960 auf erlaubtes
Dauerparken hin. Im Ausflugsgebieten, wie beispielsweise im Prater hat eine derartige
Anordnung auch einen Sinn. Aus diesem Grunde diirfte bis 2022 die gegenstandliche
Verkehrsflache auch von der gebiihrenpflichtigen, flaichendeckenden Kurzparkzone im zweiten
Wiener Gemeindebezirk ausgenommen gewesen sein.

Vor diesem Hintergrund ist das Verschulden des Bf.s, dass er einem Rechtsirrtum unterlegen ist
und die zeitliche Beschrankung sowie Gebihrenpflicht des Parkens (durch die geltende
Kurzparkzonenverordnung), nicht erkannt hat als duRerst geringfligig zu werten. Zudem sind
keine einschlagigen Vormerkungen fir den Bf. aktenkundig.

Bei dem vorliegenden Sachverhalt konnen somit sowohl der objektive Unrechtsgehalt als auch
die Folgen der Tat als gering bzw. vergleichsweise unbedeutend bezeichnet werden. Dem Bf.
ist im gegenstandlichen Fall daher keine gravierende Ubertretung des Parkometergesetzes

vorzuwerfen.

Da somit die Voraussetzungen des § 45 Abs. 1 Z. 4 VStG gegeben waren, war von einer
Bestrafung des Bf.s abzusehen. Aus spezialpraventiven Griinden, insbesondere um dem Bf. die
Rechtswidrigkeit des (auch nur kurzfristigen) Abstellen eines Fahrzeuges in einer
geblhrenpflichtigen Kurzparkzone ohne ordnungsgemalies Aktivieren des hiefiir vorgesehen
Parkscheines vor Augen zu flihren und ihn von der Begehung strafbarer Handlungen gleicher
Art abzuhalten, war eine Ermahnung auszusprechen.

Es war daher gemaR § 45 Abs. 1 VStG letzter Satz von einer Strafe abzusehen und dem Bf. eine
Ermahnung zu erteilen.

Aus den dargelegten Griinden war spruchgemaR zu entscheiden.
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Kostenentscheidung

Infolge des Entfalles der Bestrafung ist der nur fiir Straferkenntnisse geltende Beitrag zu den
Kosten des verwaltungsbehoérdlichen Strafverfahrens nicht mehr einschlagig, sodass dieser
Kostenbeitrag entfallt.

GemaR § 52 Abs. 8 VWGVG sind dem Beschwerdefiihrer die Kosten des Beschwerdeverfahrens
nicht aufzuerlegen, wenn — wie hier — der Beschwerde auch nur teilweise Folge gegeben
worden ist.

Zur Unzulassigkeit der Revision

Eine Revision des Beschwerdefiihrers an den Verwaltungsgerichtshof ist auf der Grundlage des
§ 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes unzuldssig, da bei Verwaltungsstrafsachen, bei denen eine
Geldstrafe von bis zu 750 Euro verhangt werden darf und im Erkenntnis eine Geldstrafe von
nicht mehr als 400 Euro verhangt wird, eine Verletzung in subjektiven Rechten ausgeschlossen
ist.

Eine ordentliche Revision der belangten Behorde ist gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig,
da dieses Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche
Bedeutung zukommt.

Wien, am 24. Oktober 2024

11 von 11



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Kostenentscheidung
	Zur Unzulässigkeit der Revision



